
Seit 2013 bestand zum Projekt „MPU-Reform“ Konsens, dass bundes-
weit Fragestellungen erforderlich wären, um Kriterien für die Befund-
erhebung/-bewertung auf fachwissenschaftlicher Grundlage erstellen 

und einheitlich anwenden zu können.  Von Volker Kalus & Thomas Wagner

Die Fragestellung im  
verwaltungsrechtlichen 
Überprüfungsverfahren 

Einleitung 

Die Überprüfung der Fahreignung dient der Ge-
fahrenabwehr und folglich dem Schutz der All-
gemeinbevölkerung vor erheblichen Beein-
trächtigungen von Leib und Leben, ableitbar 
aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG. Hierbei sind hohe 
Anforderungen an die Eignung zum Führen von 
(Kraft-)fahrzeugen zu stellen.1 Zuständig für die 
Beurteilung der Fahreignung ist die Fahrerlaub-
nisbehörde, die eigenständig Ermittlungen, 
dem verbindlichen Amtsermittlungsgrundsatz 
(§ 24 VwVfG) i.V.m. § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VwV-
fG) folgend, vornimmt. Da Sachbearbeiter in 
den Fahrerlaubnisbehörden nicht immer über 

den notwendigen Sachverstand verfügen, 
um eignungsrelevante Entscheidungen 
hinsichtlich einer zukünftigen Verhal-
tensweise allein treffen zu können, be-

dienen sie sich der Expertise ärztlicher 
oder medizinisch-psychologischer Gutachten.2 

Im Jahr 2022 führten 13 aktive amtlich aner-
kannte Träger von Begutachtungsstellen für 
Fahreignung insgesamt 87180 medizinisch-psy-
chologische Begutachtungen bundesweit durch. 
Mit 36% bilden Alkoholfragestellungen noch im-
mer die stärkste Anlassgruppe. Fast ebenso vie-
le Tatauffällige (35,6%) sind den Untersuchungs-
anlässen „Drogen und Medikamente“ 
zuzuordnen, 17% des Untersuchungsvolumens 

entfiel auf Verkehrsauffälligkeiten ohne Beteili-
gung psychoaktiver Substanzen.3 Über die An-
zahl ärztlicher Gutachten gibt es keine entspre-
chenden Zahlen. Entsprechend der allgemeinen 
Auffassung zur Verwertung von Sachverständi-
gengutachten nach § 26 VwVfG wird den Fahr-
eignungsgutachten allein die Funktion einer 
Entscheidungshilfe zugeschrieben. Die Behörde 
hat eigenständig über den Eignungsstatus zu 
befinden und trägt für ihre Entscheidung auch 
die Verantwortung. Als „Herrin des Verwal-
tungsverfahrens“ legt die Fahrerlaubnisbehörde 
u.a. eine sachlich und rechtlich angemessene 
Fragestellung als Ausgangspunkt jeder ärztli-
chen oder medizinisch-psychologischen Begut-
achtung fest. 

In Anbetracht der besonderen Relevanz von Fra-
gestellungen im Fahreignungsrecht durch die 
Bewertung der Gerichte widmet sich dieser Bei-
trag der Theorie und Praxis von Fragestellungen 
und bietet Vorschläge für nützliche Formulie-
rungen bei unterschiedlichen Begutachtungs-
anlässen. 

Die Fragestellung aus 
gutachterlicher Sicht 

Wie bereits angedeutet, „bahnt“ die Fragestel-
lung den nachfolgenden diagnostischen Pro-
zess im Begutachtungsverfahren. Durch die 
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Untersuchungsfrage sind Inhalt und Umfang 
der Untersuchung sowie die einzusetzenden 
Methoden und Verfahren weitgehend vorge-
zeichnet. Die gutachterliche Tätigkeit kann als 
entscheidungsorientierte Datensammlung von 
Befunden verstanden werden, die in ein finales 
Untersuchungsergebnis infolge der Anwen-
dung diagnostischer Entscheidungsregeln ein-
mündet. Während ein rein ärztliches Gutach-
ten den aktuellen Status des Probanden 
hinsichtlich der eignungsrelevanten Auffällig-
keit, also einen Istzustand, beschreibt, wird bei 
einer MPU, insbesondere durch das psycholo-
gische Untersuchungsgespräch, eine eig-
nungsrelevante Verhaltensprognose abgelei-
tet. Diese Verhaltensprognose wird bei 
charakterlichen Eignungsmängeln zumeist 
eine abstrakte Wahrscheinlichkeitsaussage im 
Hinblick auf künftiges Verkehrsverhalten bein-
halten, die als Fragestellung aufgegeben und 
beantwortet werden muss. In diesem Zusam-
menhang ist der Gutachter auch verpflichtet, 
die ihm übermittelte Fragestellung im Hin-
blick auf rechtliche, fachliche, praktische, ethi-
sche und persönliche Gesichtspunkte zu hin-
terfragen. Erst dann – so die einhellige 
Auslegung in Lehrbüchern – dürfe der Gutach-
ter über die Annahme des Untersuchungsauf-
trages entscheiden. Bei diesem Check auf 
Durchführbarkeit können einzelne Kompo-
nenten von Fragestellungen deren Bearbeitung 
erschweren oder sogar gänzlich blockieren. 
Hierzu einige Beispiele: 

 • Die Fragestellung enthält bereits eine diag-
nostische Einordnung, die das Ergebnis der 
Begutachtung einengt oder vorwegnimmt 
(„gelegentlicher Cannabiskonsum“)

 • Nebenbestimmungen verpflichten den Gut-
achter zur Anwendung nicht mehr gültiger 
Rechts- oder Fachgrundlagen („Grundsätze 
nach Anl. 15 FeV“; die Begutachtung ist durch-
zuführen unter Anwendung der Standard-
werke „Gutachten Krankheit und Kraftver-
kehr“ und „Psychologische Gutachten 
Kraftfahreignung“)

 • Methodische Vorgaben hinsichtlich anzuwen-
dender Untersuchungsmethoden schränken 

das gutachterliche Auswahlermessen des Me-
thodenspektrums ein (z.B. eine Haaranalyse 
beim Nachweis von Drogenfreiheit durchzu-
führen)

 • Die Fragestellung verlangt die Erhellung von 
Kausalitäten, deren Erkenntnisgewinn in 
keinem Zusammenhang mit der Verkehrs-
verhaltensprognose steht („…liegen als Fol-
gen vorangegangenen Alkoholkonsums Be-
einträchtigungen des Leistungsvermögens 
vor…“).

 • Eine Vermischung von Untersu-
chungsanlässen aus verschiedenen 
Anlassbereichen im Rahmen einer Fra-
gestellung kann vom Gutachter kaum ver-
nünftig gehändelt werden. Ein Beispiel mag 
dies verdeutlichen: Im Falle verkehrsrechtli-
cher Delikte, die zur Anordnung eines Gut-
achtens führen, und bei gleichzeitiger Bean-
tragung des Personenbeförderungsscheins, 
wäre empfehlenswert, getrennte Fragen zu 
stellen, die dann unabhängig voneinander be-
antwortet werden können. Denn es ist ja 
denkbar, dass ein zu Untersuchender wieder 
oder nach wie vor die Eignungsvoraussetzun-
gen zum Führen von Kraftfahrzeugen im pri-
vaten Bereich erfüllt, aber nicht jene als Per-
sonenbeförderer im Kontext mit der 
„besonderen Verantwortung bei der Beförde-
rung von Fahrgästen“. 

Da der Gutachter an die von der Behörde vor-
gegebene Fragestellung gebunden ist, ist 
er gehalten, sich zwecks Klärung unkla-
rer Sachverhalte nach Auftragsprüfung 
an die Veranlasserin des Gutachtens – 
d.h. in den meisten Fällen über den/die 
Betroffenen an die zuständige Fahrerlaubnis-
behörde - zu wenden, damit diese nach Über-
prüfung des Sachverhalts ggf. eine Umformu-
lierung der Fragestellung vornehmen kann. 
Der Gutachter darf die Fragestellung eigen-
mächtig weder erweitern noch einschränken. 
Sofern eine Fragestellung aktenkundige Sach-
verhalte von der Überprüfung ausschließt, 
verbleibt die Entscheidung über diese eig-
nungsrelevanten Tatsachen bei der Fahrer-
laubnisbehörde. Im Gutachten können dann 
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nur die fragestellungsrelevanten Tatsachen 
berücksichtigt werden. Bezüglich der sonsti-
gen eignungsrelevanten Tatsachen bleibt eine 
„Verkehrsverhaltensprognose“ – im Sinne ei-
ner aktuellen Verwertung - im Ermessensbe-
reich der Fahrerlaubnisbehörde. Hinsichtlich 
des unmittelbaren Kontaktes zwischen Gut-
achter und Behörde gilt es jedoch, eine hinrei-
chende Distanz und gegenseitige Unbeein-
flussbarkeit zu wahren. Als Auftraggeber des 

Werkvertrages und vor dem Hinter-
grund des Transparenzgebotes sollten 
die Betroffenen in diese Kommunikati-

on immer einbezogen werden. 

Daher sollte der Gutachter die ihm aufgetragene 
Fragestellung stets im Kontext der Akten- und 
Vorgeschichtsanalyse betrachten (DGVP & 
DGVM, 2022).4 Für den Gutachter finden sich in 
den übermittelten Unterlagen in der Regel wich-
tige Hinweise z.B. auf die Ausprägung einer 
Substanzkonsumstörung und zur Lernge-
schichte von Verhaltensgewohnheiten und de-
ren Verfestigung. So spielen bei einer Alkoho-
lauffälligkeit etwa die Höhe der 
Blutalkoholkonzentration, die dokumentierte 
Beeinträchtigung aufgrund der Alkoholisie-
rung, die Tageszeit der Auffälligkeit oder die 
Entwicklung bei wiederholter Alkoholauffällig-
keit eine Rolle. Erst im Ergebnis einer gründli-
chen Aktenanalyse kann die Angemessenheit ei-
ner Fragestellung beurteilt werden. 

Nachdem die zuvor beschriebenen Prüf-
schleifen durchlaufen wurden, ist ge-
währleistet, dass ein in der Fragestellung 

präzisierter Sachverhalt in einen diagnos-
tischen Prozess übersetzt und einer diagnosti-
schen Hypothesenprüfung zugeführt werden 
kann.5 Sowohl für die Befunderhebung als auch 
für die Interpretation stehen im Sinne der Anla-
ge 4a Nr. 1c FeV wissenschaftliche Grundlagen, 
darunter die Beurteilungskriterien (DGVP & 
DGVM, 2022) sowie allgemeine und anerkannte 
Qualitätsstandards an diagnostische Verfahren, 
die in Lehrbüchern oder fachübergreifenden 
Grundlagenwerken zugänglich sind, zur Verfü-
gung.6

Merkmale einer effektiven 
Fragestellung 

Die zu bearbeitende Fragestellung sollte klar, 
eindeutig und verständlich formuliert und nach 
grammatikalischen Gesichtspunkten in beide 
Richtungen (positiv oder negativ) beantwortbar 
sein. Bei der Formulierung der Fragestellung 
sollte der Empfängerhorizont des betroffenen 
Bürgers, der das Gutachten in Auftrag gibt, be-
rücksichtigt werden. Daher sind „eingebaute“ 
Rechtsnormen, Fachbegriffe oder verschachtelte 
Sätze weitgehend zu vermeiden. 

Die einzelfallbezogene Herleitung der Gutach-
tenanordnung sowie die darauf abgestimmte 
Fragestellung soll den Rechtschutz der Betroffe-
nen stärken, denn wer auf eigene Kosten ein bei-
zubringendes Gutachten vorzulegen hat, muss 
vor Auftragserteilung einschätzen können, ob 
die Anordnung rechtmäßig ist und er dieser 
auch grundsätzlich folgen will. Betroffene müs-
sen eindeutig nachvollziehen können, was kon-
kret untersucht werden soll. Anderenfalls könn-
te eine Begutachtung berechtigterweise 
abgelehnt werden. Dabei ist es günstig, wenn 
die Fragestellung direkt als Frage statt – wie 
folgt – indirekt formuliert ist: 

In dem Schreiben der Behörde vom xy an die Begut-
achtungsstelle ist festgehalten, dass im Rahmen einer 
Medizinisch-Psychologischen Untersuchung festzu-
stellen ist, ob

 • zu erwarten ist, dass der Untersuchte zukünftig ein 
Kraftfahrzeug unter Alkoholeinfluss führen wird,

 • psycho-funktionale Beeinträchtigungen vorliegen, 
die das sichere Führen eines Kraftfahrzeuges der 
Klasse B in Frage stellen.

 • bei dem Untersuchten aufgrund der aktenkundigen 
Tatsachen zukünftig mit Verstößen gegen verkehrs-
rechtliche Vorschriften zu rechnen ist. 

Die Ausrichtung der Prognose wird dadurch be-
stimmt, ob der Fokus auf einer Wiederholung 
eines gleichartigen Verhaltens (z.B. Auftreten 
einer erneuten Trunkenheitsfahrt) liegt oder ob 
die Anlasstatsachen per se keine Veranlassung 
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zur Sorge bieten, dass auch im Straßenverkehr 
mit Verstößen zu rechnen wäre. 

Beispiel: 

„… Ist bei dem Untersuchten aufgrund der akten-
kundigen Straftat und der dort dokumentierten 
Hinweise auf ein erhöhtes Aggressionspotential 
zu erwarten, dass er künftig nicht gegen ver-
kehrsrechtliche oder verkehrsstrafrechtliche Vor-
schriften verstoßen wird? ...“ 

Ausgangspunkt der Gefahrenausforschung ist 
hier nicht die feststehende Nichteignung der be-
troffenen Person, sondern die Bewertung von 
Tatsachen, die erhebliche Zweifel an der Fahr-
eignung nahelegen. Es gilt im diagnostischen 
Prozess zunächst einmal abzuklären, ob ein re-
levanter Eignungsmangel überhaupt besteht. 

Die Fragestellung im 
Verwaltungsverfahren 

Die Fahrerlaubnisbehörde veranlasst die Begut-
achtung nach der Bewertung eignungsrelevan-
ter Sachverhalte (Tatsachen). Dabei ordnet sie 
die Anknüpfungstatsachen, also objektiv fest-
stehende und vor allem verwertbare eignungs-
relevante Informationen, der zutreffenden 
Rechtsnorm, z.B. § 11, 13 oder 14 FeV, zu. 

Die Fahrerlaubnisbehörde hat also vor/bei der 
Anordnung Folgendes zu beachten:

 • Welche Akteninhalte sind noch verwertbar 
und dürfen für die Anordnung noch verwen-
det werden? 

 • Ist eine Anordnung noch sinnvoll ( z.B. An-
wendung von § 11 Abs.7 FeV) wenn erforderli-
che Abstinenzbelege- oder Verhaltensände-
rungen sowie Einstellungsnachweise nicht 
erbracht werden können).

 • Daraus resultierende Problemstellungen hin-
sichtlich der Eignungsfrage sind nachvoll-
ziehbar zu beschreiben. Die Problemstellung 
muss sich in der Fragestellung widerspiegeln.

Aus der Begründung zur Vorlage des Gutachtens 
muss die Befürchtung einer potenziellen Ge-

fährdung der Verkehrsgemeinschaft hervorge-
hen. Erst dann ist die Gutachtenanordnung in-
haltlich nachvollziehbar und verhältnismäßig. 
In der verwaltungsrechtlichen Anordnung for-
dert die Fahrerlaubnisbehörde die Vorlage eines 
medizinisch-psychologischen oder ärztlichen 
Gutachtens durch den Betroffenen (§ 11 Abs. 2, 
Abs. 3 FeV), der dieses als privatrechtliche 
Dienstleistung auf der Basis eines Werksver-
trags bei der Begutachtungsstelle oder beim 
entsprechenden Facharzt mit verkehrs-
medizinischer Qualifikation in Auftrag 
gibt. Bei der Entscheidung, ob eine Un-
tersuchung anzuordnen ist, muss das be-
hördliche Ermessen („kann“-Bestimmung), Re-
gelermessen („hat in der Regel“) oder die 
ermessensfreie Vorschrift („hat“/“soll“) ausgeübt 
und in der Anordnung dargelegt werden. 

Bei der Auswahl und Formulierung einer Frage-
stellung muss die Fahrerlaubnisbehörde über-
aus sorgsam und differenziert vorgehen und 
sollte daher einschlägig bekannte verwaltungs-
rechtliche Grundsätze beachten7:

 • Die Fragestellung muss ausreichend be-
stimmt und dem Einzelfall angemessen sein,

 • Sie darf vom Gutachter keine Eignungsaussa-
ge verlangen.

 • Charakterliche Fahreignungszweifel dürfen 
nicht zur Untersuchung körperlich-geistiger 
Eignungsmängel veranlassen, da dies einem 
unberechtigten Ausforschungsauftrag 
entsprechen würde.

 • Teilweise ungerechtfertigte Fragestel-
lungen gehen zu Lasten der Behörde, 
wenn dadurch Unklarheiten entstehen. 
Es dürfen jedoch mehrere unabhängige Gut-
achtenanordnungen getroffen werden (oft-
mals ärztliches und med.-psych. Gutachten 
entsprechend § 11 Abs.3 Nr.1 FeV).

 • Die dem Betroffenen sowie der Begutach-
tungsstelle übermittelte Fragestellung 
stimmt im Wortlaut überein. 

„Der Betroffene soll durch die Mitteilung der zu begut-
achtenden Fragestellung, die ebenso wie die Angabe 
der Gründe, die Zweifel an der Fahreignung begrün-
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den, sowie der Fachrichtung des zur Begutachtung 
einzuschaltenden Facharztes bereits in der an ihn ge-
richteten Beibringungsanordnung zu erfolgen hat, in 
die Lage versetzt werden, sich innerhalb der nach § 11 
Abs. 6 Satz 2 FeV zu bestimmenden Frist zur Vorlage 
dieses Gutachtens ein Urteil darüber zu bilden, ob die 
Aufforderung zu dessen Beibringung rechtmäßig, ins-
besondere anlassbezogen und verhältnismäßig ist. 
Davon hängt es ab, ob sich der Betroffene dieser Auffor-
derung verweigern kann, ohne befürchten zu müssen, 

dass ihm die Fahrerlaubnisbehörde bei nicht 
fristgerechter Vorlage des Gutachtens unter 
Berufung auf § 11 Abs. 8 FeV seine Fahrer-

laubnis entzieht. Zudem ermöglicht die Mittei-
lung der konkreten Fragestellung an den Betroffenen 
ihm die Prüfung, ob die an den Gutachter mitgeteilten 
Fragen mit der Beibringungsanordnung identisch 
sind und sich die Begutachtungsstelle daran hält“8

Oftmals entscheiden in der Rechtsprechung 
Kleinigkeiten, ob eine Fragestellung als recht-
mäßig angesehen wird oder nicht, insbesondere 
wenn die Fragestellung nicht im Kontext mit der 
Anordnungsbegründung bewertet wird. Hierzu 
nachfolgend ein aktuelles Beispiel.

Beispiel:

Aufgrund eines von beiden Gerichten (VG und 
OVG) für eine Überprüfungsmaßnahme als aus-
reichend angesehenen Sachverhaltes im psychi-
atrischen Bereich wurde von der Verwaltungs-

behörde entsprechend den 
Begutachtungsleitlinien (BGLL) ein fach-
ärztliches Gutachten mit der Fragestel-
lung:

„… Liegen bei der Betroffenen aufgrund einer Er-
krankung (affektive und/oder schizophrene Psy-
chose) Beeinträchtigungen vor, die das sichere 
Führen eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahr-
zeuges der Gruppe 1 und Gruppe 2 in Frage stel-
len oder ausschließen? …“

angeordnet. 

Das VG wies diese Fragestellung zurück, da die-
se das Krankheitsbild einer Psychose als gege-

ben ansehen würde, während das OVG9 in einer 
grammatikalischen Auslegung die Fragestellung 
dahin verstand, dass diese auch die Möglichkeit 
offenlassen würde, dass eine entsprechende Er-
krankung nicht vorliegt. 

Aus der Begründung der Anordnung ergab sich 
auch eindeutig, dass die Fahrerlaubnisbehörde 
nur eine Einschätzung vorgenommen hat, auf 
welche Erkrankung die Auffälligkeit hindeutet, 
denn sie hat nicht wie folgt formuliert:

„… Liegen bei der Betroffenen aufgrund der Er-
krankung (affektive und/oder schizophrene Psy-
chose) Beeinträchtigungen vor, die das sichere 
Führen eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahr-
zeuges der Gruppe 1 und Gruppe 2 in Frage stel-
len oder ausschließen? …“

Bei einer doppelten Fragestellung sind die ein-
zelnen Problemstellungen eindeutig voneinan-
der zu trennen und auch in getrennten Fragen in 
der Anordnung darzustellen.

Die einzelne Fragestellung setzt sich genau ge-
nommen in der Regel aus folgenden Bestandtei-
len zusammen:

Auslöser/Anlass -> „Ist aufgrund der akten-
kundigen Tatsachen“

- in Bezug auf das 
zukünftige 
Verhalten ->
(=Vorhersage bzw. 
Prognose)

„zu erwarten, dass (Name) 
zukünftig den Konsum von 
Cannabis und das Führen 
eine (Kraft-(fahrzeuges) 
voneinander trennen 
kann.“

- in Bezug auf die 
körperlich/geistige 
Eignung ->
(=Gesundheitszu-
standes bzw. 
Status)

„Liegen in Bezug auf das 
zurückliegende Konsum-
verhalten Beeinträchtigun-
gen vor, die das sichere
Führen eines (Kraft-)
fahrzeuges

- in Bezug auf die 
betroffene 
FE-Klasse ->

„ der Klasse … in Frage 
stellen?“

Es empfiehlt sich insbesondere bei der Klasse C 
oder D nicht auf die Gruppe abzustellen, da die-
se auch die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförde-
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rung enthält, deshalb beinhalten die folgenden 
Vorschläge immer den Verweis auf die betroffe-
ne FE-Klasse. Andererseits bedingt der Wegfall 
der Klasse D auch den Wegfall der Eignung für 
die Fahrgastbeförderung. Liegt z.B. bei der Klas-
se D auch eine Fahrgastbeförderung für das Ta-
xis vor, sollte die Fragestellung auch auf die be-
sondere Verantwortung beim Transport von 
Personen erweitert werden.

Weiterhin sollte klar zwischen der Fragestellung 
nach § 11 Abs.6 FeV und ergänzenden Hinweisen 
(siehe hierzu insbesondere den Teil „Erkrankun-
gen“) differenziert werden. 

Die im Anhang angeführten Formulierungen 
sind Empfehlungen, die sich an den oben ausge-
führten Kriterien für effektive Fragestellungen, 
an der Rechtsprechung zur Anordnung von ärzt-
lichen oder medizinisch-psychologischen Gut-
achtens, an der Praxis der Verwaltungsbehörden 
sowie dem Erfahrungsaustausch aus Fortbil-
dungen für Sachbearbeiter in Fahrerlaubnisbe-
hörden orientieren. Es ist der Versuch, einen ak-
tuellen, einheitlichen Katalog von 
Fragestellungen vorzulegen, der auch von den 
Formulierungen grammatikalisch möglichst 
einheitlich gestaltet ist. Auch auf dem 62. Deut-
schen Verkehrsgerichtstag (VGT) in Goslar wur-
de das Thema „Fragestellungen“ als eine wesent-
liche Voraussetzung für die Erstellung 
nachvollziehbarer und verwertbarer Gutachten 
diskutiert (Arbeitskreis III). Die Experten sehen 
einen standardisierten und verbindlichen Kata-
log an Fragestellungen als wesentliche Entwick-
lungsaufgabe in naher Zukunft. Dieser Artikel 
versteht sich als ersten Aufschlag im vorgenann-
ten Sinne. 

Leider konnte die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema – dies 
stellte eine Forderung der AG „MPU-Reform“10 
dar – aufgrund mangelnder Zuständigkeit nicht 
zum Abschluss bringen. Zudem gibt es in den 
Regelwerken einige Problemfelder, welche die 
Erstellung eines entsprechenden Kataloges er-
schweren. Auf diese haben wir hier nur teilweise 
verwiesen, da hierzu erst die im Folgenden an-

stehenden normativen Änderungen abgewartet 
werden müssen. 

Die Textvorlagen im angehängten Katalog an 
Fragestellungen sind weder als abschließende 
noch in der Formulierung verbindliche Vorga-
ben zu verstehen. Regelungen in einzelnen Bun-
desländern infolge lokaler Rechtsprechung kön-
nen davon abweichen. Es wird trotzdem 
empfohlen, aufgrund der Fortentwicklung von 
Regelwerken und wissenschaftlichen Er-
kenntnissen bestehende Fragenkataloge 
kritisch zu hinterfragen. Hinsichtlich der 
Transparenz einer Anordnung sollte da-
von abgesehen werden, Fragelisten zum An-
kreuzen als Anlage zu verwenden. 

Auch konnten bei den folgenden Vorschlägen 
die inhaltliche Überarbeitung der Regelungen 
bei der Überprüfung von Drogenproblematiken 
( aktuell angedacht durch die Pläne der Neufor-
mulierung des § 14 FeV durch die Bundesanstalt 
für Straßenwesen oder einer geplanten neuen 
Rechtsnorm mit der Bezeichnung „§ 13a FeV“ im 
Zusammenhang mit der Einführung des Canna-
bis-Gesetzes) noch nicht berücksichtigt werden. 

Dies betrifft auch die vom VGH München11 auf-
geworfene Frage hinsichtlich angemessener Re-
gelwerke zur Überprüfung von Fahrzeugen und 
die damit in Verbindung stehenden geplanten 
Änderungen des § 3 FeV bei der Überprüfung 
von Fahrzeugen. Hier stehen zurzeit zwei 
gerichtliche Auslegungen im Raum. Die 
des VGH München, der von fehlenden 
Beurteilungsgrundlagen ausgeht und die 
des OVG Lüneburg12, nach dem die Kombi-
nation von § 3 und § 13 FeV normativ als recht-
mäßig angesehen wird. (Daher wurde in den 
Fragestellungen der Begriff (Kraft-)fahrzeuge 
gewählt, der im Einzelfall anzupassen ist.)

Die dadurch erforderlichen Anpassungen des 
folgenden Fragenkataloges, auch durch die an-
stehende rechtliche Einführung einer Neurege-
lung des § 11 FeV bei der Überprüfung der psy-
cho-physischen Leistungsfähigkeit werden 
zeitnah erfolgen. 

ArtikelÜberprüfungsverfahren

92 934/2024  VD



Teil 1 – Eignungsüberprüfung Alkohol

A - Alkoholabhängigkeit
Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Tatsachen 
die auf Al-
koholab-
hängigkeit
hindeuten.

§ 13 Nr.1 
FeV 
 
i.V.m.
Anlage 4 
8.3

Ärztliches 
Gutachten

Status- 
bestimmung

FA Neuro-
logie 
FA Psychia-
trie 
Arzt/Ärztin 
BfF*1

Lässt sich bei (Name) die aus den ak-
tenkundigen Tatsachen begründete 
Annahme einer Alkoholabhängigkeit 
bestätigen? 
Sofern keine Alkoholabhängigkeit 
diagnostiziert werden kann, beste-
hen Anzeichen für Alkoholmiss-
brauch im Sinne der Anlage 4 Nr.8.1. 
(mangelndes Trennungsvermögen 
zwischen Alkoholkonsum und Füh-
ren eines Kfz)?
und
Liegen mögliche alkoholassoziierte 
Beeinträchtigungen körperlicher 
oder geistiger Art (z.B.: Diabetes, 
Bluthochdruck) vor, die das sichere 
Führen eines (Kraft-)fahrzeuges in 
Frage stellen.*3

Nach fest-
gestellter 
Abhängig-
keit

(in der Re-
gel im 
Neuertei-
lungsver-
fahren)

§ 13 
Nr.2e FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

Prognose-
Aussage

BfF*2 Liegt bei (Name) die nach einer er-
forderlichen Entwöhnungsbehand-
lung (Anlage 4 Nr.8.4 und BGLL S.76) 
erforderliche stabile Abstinenz vor?
und
Liegen alkoholassoziierte Beein-
trächtigungen körperlicher oder 
geistiger Art (z.B.: Diabetes, Blut-
hochdruck) vor, die das sichere Füh-
ren eines (Kraft-)fahrzeuges in Frage 
stellen?*3

*1Die dargestellte Reifenfolge ärztlicher Qualifikationen erfolgt gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1-5. In der Praxis hat sich die in der Auf-
zählung zum Ausdruck gebrachte fachliche Überlegenheit von Fachärzten nicht in allen Regionen und Bundesländern bewährt. Im-
mer wieder wird bemängelt, dass Gutachten von Fachärzten mit verkehrsmedizinischer Qualifikation an „Ungenauigkeiten“ leiden 
würden. Dies macht es im Einzelfall erforderlich, das Auswahlermessen der Fahrerlaubnisbehörde nach § 11 Abs. 2 FeV FeV in der 
Anordnung zu konkretisieren. Die Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung (BGLL) bilden eine normative Entscheidungshilfe 
zum Auswahlermessen, da sie vor einigen Jahren in die Anlage 4a der FeV aufgenommen wurden. Die Fahrerlaubnisbehörde kann 
im Einzelfall demzufolge bei der Gutachterauswahl von den BGLL mit Begründung abweichen. 
*2Der Übersichtlichkeit halber steht im Folgenden der Begriff „BfF“ für „ Arzt/Ärztin und PsychologIn einer Begutachtungsstel-
le für Fahreignung“ 
*3Die Tatsache, dass ein problematischer Alkoholkonsum auch die Grundlage für die Anordnung eines ärztlichen Gutachtens ist, 
rechtfertigt die Annahme, dass sich aufgrund dessen mit hoher Wahrscheinlichkeit Krankheiten ergeben haben könnten. 
Eine klare Aussage, inwieweit eine Erkrankung „nur“ auf den Alkoholkonsum zurückzuführen ist, stellt in einer Begutachtung oft-
mals eine unlösbare Aufgabe dar.  
Weiterhin sind die BGLL hinsichtlich der Grundlagen einer Diagnose „Alkoholabhängigkeit“ nicht auf dem neuesten Stand. Der rele-
vante Zeitraum von 12 Monaten ist nicht mehr auf den Zeitraum direkt vor der Begutachtung beschränkt.
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Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Erneuter 
Konsum 
trotz Absti-
nenzerfor-
dernis 
nach posi-
tiver MPU
(Überprü-
fungsver-
fahren)*4

§ 13 
Nr.2e FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

Prognose-
Aussage

BfF Ist bei (Name) aufgrund des erneu-
ten Alkoholkonsums trotz  Absti-
nenzgebot oder fachlich 
begründeter Abstinenzpflicht zu-
künftig die erforderliche stabile Abs-
tinenz gewährleistet?
und
Liegen alkoholassoziierte Beein-
trächtigungen körperlicher oder 
geistiger Art (z.B.: Diabetes, Blut-
hochdruck) vor, die das sichere Füh-
ren eines (Kraft-)fahrzeugs in Frage 
stellen?

*4Hierbei kann es sich um ein Abstinenzerfordernis aufgrund einer diagnostizierten Alkoholabhängigkeit als auch nach einer 
Begutachtung mit Abstinenz als Vermeidungsstrategie handeln

B – Alkoholmissbrauch

Definition entsprechend Anlage 4 Nr.8.1: 
„Das Führen von Fahrzeugen und ein die Fahrsicherheit beeinträchtigender Alkoholkonsum kann 
nicht hinreichend sicher getrennt werden.“

Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Tatsachen, 
die auf ei-
nen zu-
künftigen 
Alkohol-
miss-
brauch 
hindeuten

(Tatsachen 
die sich 
aus einem 
ärztl. Gut-
achten er-
geben 
(1.Alt.) oder 
z.B. fehlen-
de Ausfall-
erschei-
nungen 
(2.Alt.) ) 

§ 13 
Nr.2a FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig Alkoholmissbrauch gemäß der 
Definition in Anlage 4 Nr.8.1 zur FeV 
betreiben wird?
oder
Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig einen die Fahrsicherheit beein-
trächtigenden Alkoholkonsum und 
das Führen von 
(Kraft-)Fahrzeugen hinreichend si-
cher trennen kann?
und
Erfüllt (Name) aufgrund des akten-
kundigen Alkoholkonsums weiterhin 
die körperlich/geistigen Vorausset-
zungen zum sicheren Führen eines 
(Kraft-)fahrzeuges der Klasse(n) …
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Rechtsprechung hierzu

„Liegen körperliche und/oder geistige Beein-
trächtigungen vor, die mit einem missbräuchli-
chen Konsum von Alkohol in Zusammenhang ge-
bracht werden können? Ist insbesondere zu 
erwarten, dass das Führen von Kraftfahrzeugen 
der Gruppe 1 und 2 und ein die Fahrsicherheit be-
einträchtigender Alkoholkonsum nicht hinrei-
chend sicher getrennt werden kann?“13

Das Gericht führt aus, dass diese Fragestellung 
dahingehend zu verstehen ist, dass sie nur 

der Abklärung des nach Anlage 4 Nrn. 8.1 
und 8.2 zur FeV erforderlichen Vermö-
gens des Antragstellers dient, das Führen 

von Fahrzeugen und einen die Fahrsicher-
heit beeinträchtigenden Alkoholkonsum sicher 
zu trennen. Weiterhin wäre diese Fragestellung 
im Rahmen der Abklärung des Trennungsver-
mögens ohnehin aufgeworfen worden. Zwar 
verzichtbar, aber zur Klarstellung für den An-
tragsteller und den zu beauftragenden Gutach-
tern hilfreich und damit unschädlich. …

Der zweite Teil der Fragestellung ist nicht zu be-
anstanden, da er unmittelbar auf die Abklärung 
des Trennungsvermögens im Sinne des Nr. 8.1 
der Anlage 4 zur FeV abzielt14. 

Insofern beschränken sich die körperlich-geisti-
gen Voraussetzungen im Zuge der anordnungs-
gemäßen und anlassbezogenen Erkenntnisge-
winnung insbesondere auf alkoholassoziierte 
Erkrankungen sowie auf gesundheitliche Beein-
trächtigungen, das psychophysische Leistungs-
vermögen und die Fähigkeit zur angemessenen 
Selbststeuerung in Umsetzung des Trennungs-
gebotes. 
Aktuell ist es in der Rechtsprechung noch über-
wiegend zulässig, dass sich bei Alkoholauffällig-
keiten z.B. mit einem Fahrrad die Fragestellung 
auf alle Fahrzeugarten (fahrerlaubnispflichtige, 
-freie und sonstige Fahrzeuge) beziehen darf. 
Im Falle, dass sich die Alkoholauffälligkeit auf 
eine Zuwiderhandlung mit einem fahrerlaub-
nisfreien oder -pflichtigen Kraftfahrzeug be-
zieht, darf sich die Fragestellung weiterhin auf 
Kraftfahrzeuge beziehen. 

Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Führen ei-
nes (Kraft-) 
fahrzeuges 
unter Alko-
hol in der 
Vergan-
genheit

§ 13 
Nr.2b/c 
FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) auch 
zukünftig Alkoholmissbrauch gemäß 
der Definition in Anlage 4 Nr.8.1 zur 
FeV betreiben wird? 
oder
Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig einen die Fahrsicherheit beein-
trächtigenden Alkoholkonsum und 
das Führen von 
(Kraft-)Fahrzeugen hinreichend si-
cher trennen kann?
und
Erfüllt (Name) aufgrund des akten-
kundigen Alkoholkonsums weiterhin 
die körperlich/geistigen Vorausset-
zungen zum sicheren Führen eines 
(Kraft-)fahrzeuges der Gruppe …?
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Teil 2 – Eignungsüberprüfung Drogen

 A – Drogenabhängigkeit
Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Tatsachen, 
die auf 
eine Ab-
hängigkeit 
von Dro-
gen nach 
dem BtMG 
hindeu-
ten*5 

bzw. 

auf Abhän-
gigkeit von 
anderen 
psychoak-
tiv wirken-
den 
Drogen 
hindeu-
ten*5

§ 14 
Abs.2
Nr.2 FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

BfF Liegt bei (Name) aufgrund der ak-
tenkundigen Tatsache(n) eine Ab-
hängigkeit von Drogen nach dem 
BtMG bzw. psychoaktiv wirkenden 
Stoffen vor.

Diagnosti-
zierte Dro-
genabhän-
gigkeit 
 
(in der Re-
gel Neuer-
teilungs-
verfahren)

§ 14 
Abs.2
Nr.2 FeV

Med.-psych. 
Gutachten 

BfF Liegt bei (Name) aufgrund der diag-
nostizierten Drogenabhängigkeit 
eine Entgiftung und Entwöhnung 
gemäß 9.5 der Anl. 4 zur FeV und 
eine stabile Abstinenz von Drogen 
und Alkohol vor?*6 
und
Erfüllt (Name) nach diagnostizierter 
Drogenabhängigkeit die körperlich/
geistigen Voraussetzungen zum si-
cheren Führen eines (Kraft-)fahrzeu-
ges der Klasse …?

*5Da aktuell schon der einmalige Konsum von Drogen nach dem BTMG außer Cannabis oder die missbräuchliche Einnahme 
von anderen psychoaktiv wirkenden Stoffen zu entsprechenden Maßnahmen (Entzug oder Überprüfung) führt, bedarf es in 
der Regel keiner Anordnung eines ärztlichen Gutachtens zur Klärung, ob eine Drogenabhängigkeit vorliegt.
*6Auf die Abstinenznotwendigkeit von Drogen und Alkohol sollte in der Anordnung hingewiesen werden. Um eine dauerhafte 
Abkehr von Drogen und Alkohol einigermaßen verlässlich prognostizieren zu können, erscheint der Nachweis einer Abstinenz 
über einen gewissen Zeitraum unerlässlich. Neben der inneren, mentalen Abkehr vom Konsum dieser suchtpotenten Drogen 
ist auch die körperliche Distanz ausreichend zu gewährleisten denn gerade eine körperliche Abhängigkeit ist davon geprägt, 
dass der Suchtdruck nicht mehr hinreichend durch den Willen des Betroffenen gesteuert werden kann. Eine Entgiftung bzw. 
Entwöhnung sind angesichts der hohen Rückfallgefahr nach Abhängigkeit sowohl bei Alkohol als auch bei Drogen nicht aus-
reichend. (Alkohol Anl. 4 Pkt 8.4 / Drogen Pkt. 9.5 FeV).
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B – Drogen nach dem Betäubungsmittelgesetz außer Cannabis
Tatbestand Rechts-

norm
Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Tatsachen 
die auf Kon-
sum von 
Drogen nach 
dem BtMG 
hinweisen*7

§ 14 
Abs.1 
Satz 1 
Nr.2 FeV

Ärztliches 
Gutachten

Status- 
bestimmung

FA/FAin 
– Neurolo-
gie 
– Psychiat-
rie  
- Internist
Arzt/Ärztin 
BfF

Liegt bei (Name) aufgrund der ak-
tenkundigen Tatsachen ein Kon-
sum von Drogen nach dem BtMG 
oder anderen psychoaktiv wirken-
den Stoffen vor?
und 
Ist im Falle des Konsums von Can-
nabis von einem regelmäßigen 
Konsum gemäß Definition der FeV 
auszugehen? 

Tatsachen, 
die auf miss-
bräuchliche 
Einnahme 
von psycho-
aktiv wirken-
den 
Arzneimitteln 
oder anderen 
psychoaktiv 
wirkenden 
Stoffen hin-
weisen  
(z.B. Benzodi-
azepine/ 
HHC u.a.) 

§ 14 
Abs.1 
Satz 1 
Nr.3 FeV

Ärztliches 
Gutachten

Status- 
bestimmung

FA/FAin 
– Neurolo-
gie 
– Psychiat-
rie  
- Internist
Arzt/Ärztin 
BfF

Liegt bei (Name) aufgrund der ak-
tenkundigen Tatsachen eine miss-
bräuchliche Einnahme von 
psychoaktiv wirkenden Arzneimit-
teln oder anderen psychoaktiv wir-
kenden Stoffen vor?

Besitz von 
Drogen nach 
dem BtMG

§ 14 
Abs.1 
Satz 2 
FeV

Ärztliches 
Gutachten

Status- 
bestimmung

FA/FAin 
– Neurolo-
gie 
– Psychiat-
rie  
- Internist
Arzt/Ärztin 
BfF

Liegt bei (Name) aufgrund der ak-
tenkundigen Tatsachen ein Kon-
sum von Drogen nach dem BtMG 
oder anderen psychoaktiv wirken-
den Stoffen vor?
und 
Ist im Falle des Konsums von Can-
nabis von einem regelmäßigen 
Konsum gemäß Definition der FeV 
auszugehen? 

*7§ 14 FeV differenziert zwischen „Tatsachen die auf Konsum hinweisen“ und „dem Besitz von Drogen“ als Grundlage für die 
Anordnung. Deshalb empfiehlt es sich hier sauber zu differenzieren, auch wenn sich die Begrifflichkeiten überlagern. Weiter-
hin ist zu berücksichtigen, dass es sich zum einen um eine verpflichtende Anordnung handelt, während die Besitzregelung 
eine Ermessensentscheidung darstellt. 

Rechtsprechung hierzu:

„Nimmt oder nahm der Betroffene Betäubungsmittel 
im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes oder andere 
psychoaktiv wirkende Stoffe ein, die die Fahreignung 
nach Anlage 4 FeV in Frage stellen? - Wenn ja, welche 

Betäubungsmittel wurden konsumiert?

- Liegt dem eventuell festgestellten Betäubungsmittelkon-
sum Probierverhalten, gelegentliche Einnahme, regelmä-
ßiger Konsum oder Drogenabhängigkeit zugrunde?“15
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Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Überprüfung nach 
festgestelltem 
Konsum von Dro-
gen nach dem 
BtMG (außer Can-
nabis)
(Zeitnähe von min-
destens 6/12 Mo-
naten 
überschritten und 
der erforderliche 
Abstinenzbeleg 
wurde vorgelegt)*8

§ 14 
Abs.2 
Nr.1 FeV

Med.-
psych.  
Gutach-
ten

BfF Liegt bei (Name) die erforderli-
che stabile Drogenabstinenz 
vor? 
oder
Wird (Name) weiterhin Drogen 
konsumieren?
und
Erfüllt (Name) aufgrund des ak-
tenkundigen Drogenkonsums 
die körperlich/geistigen Vor-
aussetzungen zum sicheren 
Führen eines (Kraft-)fahrzeu-
ges der Klasse …?

*8Abweichend von der sogenannten „verfahrensrechtlichen Einjahresfrist“ des VGH München die sich bei allen Drogenproble-
matiken an Anlage 4 Nr.9.5 und einem Abstinenzzeitraum von 12 Monaten orientiert, sollten hier die Abstinenzerfordernisse 
der Beurteilungskriterien zugrunde gelegt und den Betroffenen im Anhörungsverfahren die Möglichkeit eingeräumt werden 
einen forensisch verwertbaren Abstinenzbeleg entsprechend den CTU-Kriterien vorzulegen.

D – Sonderfall Medizinalcannabis

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutach-
ter

Fragestellung

Variante 1
Keine Vorerfah-
rung mit Can-
nabis vor der 
Verschreibung 
als Medikament 
/ Indikation 
wird durch den 
Arzt gestellt -> 

§ 11 
Abs.2 
FeV

Ärztliches 
Gutach-
ten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärz-
tin 
einer BfF

Eignungsrelevante Erkrankung nach 
Anlage 4 
Erfüllt (Name) aufgrund der diagnosti-
zierten eignungsrelevanten Erkran-
kung (hier:____) und der damit in 
Verbindung stehenden Dauermedika-
tion (Name des „Arzneimittels) die 
nach Anlage 4 Nr. __ die Fahreig-
nung in Frage stellt, die Vorausset-
zungen zum sicheren Führen eines 
(Kraft-)fahrzeuges der Klasse …?

C – Cannabis

HINWEIS: Aufgrund der Kollision von Redaktionsschluss und Verabschiedung des Cannabisgesetzes am 
22.03.24 im Bundesrat haben wir den Teil C - Cannabis herausgenommen, da die Einführung des § 13a 
FeV hier zu einigen Anpassungen geführt hat. Der Teil C wird in einem der folgenden Hefte veröffentlicht.

Das Gericht führt aus, dass der Besitz von har-
ten Drogen für die Anordnung eines ärztlichen 
Gutachtens alleine genügen würde. Das ärztli-
che Gutachten mit dieser Fragestellung auch auf 
Nr. 9.2.2 gestützt werden können, um neben 

dem Konsum von Methamphetamin auch den 
Konsum von Cannabis abzuklären. Daher hätte 
auch das Konsumverhalten von Cannabis abge-
klärt werden können.“
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Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutach-
ter

Fragestellung

„Echte Patien-
ten“ – keine 
„charakterli-
chen“ Eig-
nungsbeden-
ken 
auslösenden 
Erkenntnisse! 

Erkrankung 
nach Möglich-
keit eignungs-
relevant

oder
Sonstige eignungsrelevante Erkran-
kung 
Erfüllt (Name) aufgrund der diagnosti-
zierten eignungsrelevanten Erkran-
kung (hier:____) und der damit in 
Verbindung stehenden Dauermedika-
tion (Name des „Arzneimittels) auf-
grund der in der Anordnung vom 
… dargelegten Eignungsbedenken 
die Voraussetzungen zum sicheren 
Führen eines (Kraft-)fahrzeuges der 
Klasse …?
oder
Erfüllt (Name) aufgrund des Ausprä-
gungsgrades der Erkrankung (hier:___) 
die der Verschreibung von Medizinal-
cannabis zugrunde liegt, die Voraus-
setzungen zum sicheren Führen eines 
(Kraft-) fahrzeuges der Klasse … ?*10 

und (in allen Fällen)
Liegt eine bestimmungsgemäße Ein-
nahme von Medizinalcannabis vor?*11

Variante 2
Patienten mit 
Vorerfahrung 
mit Cannabis 
im Freizeitkon-
sum. / Vor der 
Verschreibung 
illegaler Um-
gang mit Can-
nabis

§ 11 
Abs.2 
FeV

Ärztliches 
Gutach-
ten

+

Med.-
psych.  
Gutach-
ten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärz-
tin 
einer BfF
+

BfF

Ärztliches Gutachten – Fragestellun-
gen siehe unter Variante 1

Anschließend MPU 
Ist bei (Name) trotz der aktenkundigen 
Vorgeschichte eines missbräuchlichen 
Konsums von Cannabis zukünftig von 
einer ausreichenden Adhärenz im 
Umgang mit seiner Medikation auszu-
gehen?
oder
Ist eine nachvollziehbare, stabile Ein-
stellungs- und Verhaltensänderung in 
Bezug auf den früheren missbräuchli-
chen Konsum eingetreten und insbe-
sondere zu erwarten, dass (Name) die 
ärztlich verordnete Medikation zu-
künftig ausschließlich therapeutisch, 
der ärztlichen Verordnung entspre-
chend einnimmt 
und
Ist bei (Name) trotz der Dauermedika-
tion mit (Name des Arzneimittels) eine 
ausreichende psycho.-phys. Leis-
tungsfähigkeit gewährleistet? 
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Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutach-
ter

Fragestellung

Variante 3
Verschreibung 
wird als indivi-
dueller Be-
handlungsver-
such bei 
Verdacht auf 
Legalisierung 
des Konsums 
genutzt, oft-
mals mit Miss-
brauchsvorge-
schichte.*12

§ 11 
Abs.2 
FeV

Ärztliches 
Gutach-
ten

+

Med.-
psych.  
Gutach-
ten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärz-
tin 
einer BfF
+

BfF

Ärztliches Gutachten siehe Variante 1
MPU siehe Variante 2

*10Dieser Fragestellung liegt die Annahme zugrunde, dass Medizinalcannabis nur bei chronischen oder schwerwiegenden Er-
krankungen als letzte Behandlungsmöglichkeit nach belegbar zuvor erfolglosen Therapieoptionen (lege artis) verschrieben 
wird. Demzufolge bekommt eine Erkrankung die vom Grunde her keine automatische Eignungsrelevanz hat, aufgrund der 
Verschreibung einen anderen Stellenwert und es besteht die Vermutung, dass hier ein Ausprägungsgrad vorliegt, der eine 
Eignungsüberprüfung erforderlich macht.
*11Zur Verdeutlichung der erforderlichen Inhalte können alternativ auch folgende Einzelfragen gestellt werden:

•  Liegen aufgrund des (regelmäßigen) Konsums von (Medizinalcannabis) körperlich/geistige Beeinträchtigungen vor, die 
das sichere Führen eines fahrerlaubnispflichtigen/-freien (Kraft-)fahrzeuges in Frage stellen.

•  Orientiert sich die Einnahme von Medizinalcannabis zuverlässig und nachweislich an der ärztlichen Verschreibung (wird 
ein Einnahmeprotokoll geführt?)

•  Wurden entsprechend § 31 Abs.6 SGB V / § 13 Abs.1 BtMG alle Standardtherapien (ggf. multimodale Behandlungstherapien?) 
ausgeschöpft, bzw. wurde dargelegt, warum davon abgewichen wurde? Die bisherigen Therapieansätze sind aufzuführen.

•  Ist bzw. sind insbesondere (eine) fachlich einzelfallbegründete Auflage(n) (zum Beispiel ärztliche Kontrollen) erforderlich? 
In welchem zeitlichen Abstand und wie lange? Was soll regelmäßig kontrolliert und attestiert werden? Sind die Ergebnisse 
der Fahrerlaubnisbehörde vorzulegen; wenn ja, warum? Ist eine fachlich einzelfallbegründete Nachbegutachtung erfor-
derlich? In welchem zeitlichen Abstand? 

•  Sind ggf. weiterführende Untersuchungen erforderlich? Wenn ja, sind diese ausreichend zu begründen!
*12Hier ist die Fahrerlaubnisbehörde mit einem schwer lösbaren Konflikt konfrontiert. Ist behördlicherseits bekannt, dass die 
Verschreibung nur zur Legalisierung eines missbräuchlichen Drogenkonsums dienen soll, schließt dies nach Auffassung der 
Autoren die Fahreignung von vornherein aus, da ein regelmäßiger Cannabiskonsum vorliegt. Diese Feststellungen können 
sich aus dem hinsichtlich der Erkrankung vorgeschalteten ärztlichen Gutachten ergeben.

E – Sonderfälle Mischkonsum / Wiederholt Verstöße nach § 24a StVG

Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Konsum 
von Alko-
hol und 
Cannabis

§14 
Abs.1 S.3
FeV

Anlage 4 
Nr.9.22

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig erneut Mischkonsum entspre-
chend Anlage 4 Nr.9.2.2 mit 
Cannabis und Alkohol betreiben wird 
und es demzufolge bei dem Betrof-
fenen zur Gefahr der Aufgabe der 
Trennungsbereitschaft oder zu ei-
nem Kontrollverlust ( so wie BVerwG 
am 14.11.2013 - 3 C 32/13 die Prob-
lematik definiert hat) kommen kann?
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Hierzu Rchtsprechung: VG Augsburg 
02.08.2010 – Au 7 S 10.855 ( Fahrt unter Amphet-
amin –> Eignungsnachweis – Neuerteilung –> 
Fahrt unter Alkohol 24a StVG)

„… Von der Begutachtungsstelle für Fahreignung 
seien die Fragen zu klären, ob zu erwarten sei, 
dass der Antragsteller künftig ein Kraftfahrzeug 
der Klassen B, M, L und S im Straßenverkehr un-
ter Alkohol- bzw. Drogeneinfluss führen werde, 
ob als Folge eines unkontrollierten Alkoholkon-
sums Beeinträchtigungen vorlägen, die das siche-
re Führen eines Kraftfahrzeuges der vorgenann-

Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Liegen aufgrund des bisherigen 
Konsumverhaltens Beeinträchtigun-
gen vor, die das sichere Führen ei-
nes  
(Kraft-)fahrzeuges der Klasse …
grundsätzlich in Frage stellen?  

2 Verstöße 
nach § 24a 
StVG*13 (1x 
Alkohol / 
1x Canna-
bis)

§14 
Abs.2 
Nr.3 FeV

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig einen die Fahrsicherheit beein-
trächtigenden Alkoholkonsum bzw. 
den Konsum von Cannabis und das 
Führen von (Kraft-)Fahrzeugen hin-
reichend sicher trennen kann?
und
Liegen aufgrund des bisherigen 
Konsumverhaltens Beeinträchtigun-
gen vor, die das sichere Führen ei-
nes  
(Kraft-)fahrzeuges der Klasse …
grundsätzlich in Frage stellen?   

2 Verstöße 
nach § 24a 
StVG (1x 
Alkohol / 
1x Amphe-
tamin)

§14 
Abs.2 
Nr.3 FeV

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig ein Kfz unter dem Einfluss von Al-
kohol oder Drogen nach BtMG 
führen wird? 
und
Liegen aufgrund des bisherigen 
Konsumverhaltens Beeinträchtigun-
gen vor, die das sichere Führen ei-
nes  
(Kraft-)fahrzeuges der Klasse …
grundsätzlich in Frage stellen?   

*13Darunter können natürlich aufgrund der Zielrichtung der Regelung auch Zuwiderhandlungen nach § 316 StGB subsumiert 
werden.

ten Fahrerlaubnisklassen in Frage stellen und ob 
beim Antragsteller körperliche/geistige Mängel 
vorlägen, die im Zusammenhang mit Betäu-
bungsmittel- /Alkoholkonsum die Fahreignung 
der Klassen B, M, L und S beeinträchtigen. …“16

Diese Fragestellung wurde anerkannt.

Teil 3 - Verkehrsrechtliche 
Fragestellungen 

Es stellt sich die Frage, inwieweit bei der Frage-
stellung die Differenzierung zwischen Ord-
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nungswidrigkeiten oder Straftaten erforderlich 
ist. Grundsätzlich sind auch Straftaten als ver-
kehrsrechtliche Vorschriften zu bewerten. Wei-
terhin bestehen die Eignungsbedenken in Hin-
blick auf zukünftige Nichteinhaltung von 
verkehrsrechtlichen Vorschriften, unabhängig 
von einer Bewertung von erheblich oder wieder-
holt. Auch die Frage ob die Zuwiderhandlungen 
mit einem Fahrzeug oder Kraftfahrzeug began-
gen werden, ist in diesem Zusammenhang nicht 
relevant, da es generell um die Frage geht, in-

wieweit Betroffene bereit sind sich an verkehrs-
rechtliche Normen zu halten.

§ 11 Abs.3 FeV:
4.  bei einem erheblichen Verstoß oder wiederholten 
Verstößen gegen verkehrsrechtliche Vorschriften,

5.  bei einer erheblichen Straftat, die im Zusammen-
hang mit dem Straßenverkehr steht oder bei Strafta-
ten, die im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr 
stehen.

Tatbe-
stand

Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Erhebliche 
oder wie-
derholte 
Zuwider-
handlun-
gen im 
Straßen-
verkehr

§ 11, Abs. 
3 Nr. 4+5 
FeV

Med.-psych. 
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) auch 
zukünftig gegen verkehrsrechtliche 
Vorschriften verstoßen wird?
und
Liegen den aufgeführten Zuwider-
handlungen körperliche oder geisti-
ge Erkrankungen oder Mängel 
zugrunde?*14 

Entzug 
aufgrund 
von 8 
Punkten 

§ 4 Abs. 
10 StVG

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig wieder gegen verkehrsrechtliche 
Vorschriften verstoßen wird?
und
Liegen den aufgeführten Zuwider-
handlungen körperlich oder geistige 
Beeinträchtigungen zugrunde? 

Fahrer-
laubnis auf 
Probe

§ 2a Abs. 
4 StVG
oder
§ 2a Abs. 
5 StVG

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) zukünf-
tig wieder gegen verkehrsrechtliche 
Vorschriften verstoßen wird?
und
Liegen den aufgeführten Zuwider-
handlungen körperlich oder geistige 
Beeinträchtigungen zugrunde? 

*14Regelwidriges Verkehrsverhalten oder Straftaten können die Folge von z.B. psychiatrischen, neurologischen, internistischen oder 
auch substanzgebundenen Störungen nach Konsum psychoaktiver Substanzen sein. Beispielhaft sei an dieser Stelle auf Persönlich-
keitsstörungen, die Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung (ADHS) oder eine Suchterkrankung (Alkohol-, Drogen- oder Me-
dikamentenabhängigkeit) als Ursache für die aktenkundige Verhaltensauffälligkeit hingewiesen. Insofern erscheint diese 
zusätzliche Fragestellung erforderlich im Hinblick auf Art und Umfang des abklärungsbedürftigen Beweisthemas.
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Aggression / Nutzung eines 
Fahrzeuges

6. bei einer erheblichen Straftat, die im Zusammen-
hang mit der Kraftfahrereignung steht, insbesondere 
wenn Anhaltspunkte für ein hohes Aggressionspoten-

zial bestehen oder die erhebliche Straftat unter Nut-
zung eines Fahrzeuges begangen wurde.

7. bei Straftaten, die im Zusammenhang mit der 
Kraftfahreignung stehen, insbesondere wenn Anhalts-
punkte für ein hohes Aggressionspotenzial bestehen.

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Straftat unter 
Nutzung eines 
Kraftfahrzeugs, 
wenn die Situa-
tion zu einer 
Gefährdung 
oder Beein-
trächtigung des 
Verkehrs kom-
men konnte 
bzw. diese nur 
mit einem KfZ 
möglich wäre 

§11 
Abs,3 
Nr.6 FeV

Med.-psych. 
Gutachten

BfF Ist zu erwarten, dass (Name) 
zukünftig wieder ein (Kraft-)
fahrzeug zur Durchführung ei-
ner Straftat benutzen wird?

Und sofern weitere Eintragun-
gen im FAER vorliegen:
Ist auch zukünftig mit Verstö-
ßen gegen verkehrsrechtliche 
Bestimmungen zu rechnen?

Hinweise auf ein 
erhöhtes Ag-
gressionspoten-
zial

§11 
Abs,3 
Nr.6/7 
FeV

Med.-psych. 
Gutachten

BfF Ist aufgrund der in der Anord-
nung*15 vom … dargestellten 
Sachverhalte/Tatsachen bei 
(Name) von einem erhöhten 
Aggressionspotenzial auszuge-
hen, so dass künftig ein straf- 
oder verkehrsrechtliches 
Fehlverhalten im Straßenver-
kehr zu erwarten ist? 

Straftaten au-
ßerhalb des 
Straßenverkehrs 
mit Bezug zur 
Kraftfahreig-
nung

§11 
Abs,3 
Nr.7 FeV

Med.-psych. 
Gutachten

BfF Ist aufgrund der in der Anord-
nung vom … dargestellten 
Sachverhalte/Tatsachen bei 
(Name) zukünftig ein straf- 
oder verkehrsrechtliches Fehl-
verhalten im Straßenverkehr zu 
erwarten?*16

und
Ist das bisherige Verhalten auf 
körperlich oder geistige Er-
krankungen zurückzuführen? 

*15Der Bezug auf die Anordnung sensibilisiert auf die Aktenbestandteile, die von der Verwaltungsbehörde für Ihre Anordnung 
zugrunde gelegt wurden!
*16Die Frage auf straf- und verkehrsrechtliches Fehlverhalten im Zusammenhang mit dem Aggressionspotenzial oder allge-
meinen Straftaten beinhaltet auch Sanktionierungen die sich alleine auf strafrechtliches Fehlverhalten im Straßenverkehr (z.B. 
Körperverletzung) ohne direkten Bezug zu straßenverkehrsrechtlichen Regelungen beziehen.
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Mindestalter

Siehe hierzu § 10 Abs.2 FeV
„…Die erforderliche körperliche und geistige Eig-
nung ist vor erstmaliger Erteilung einer Fahrer-
laubnis, die nach Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b 

Doppelbuchstabe bb, Nummer 7 Buchstabe b, Num-
mer 8 Buchstabe b, Nummer 9 Buchstabe b, c, d, e 
oder f  , auch in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 erworben wird, durch Vorlage eines me-
dizinisch-psychologischen Gutachtens nachzuwei-
sen. …“

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung

8. wenn die besondere Verantwortung bei der Beförderung von Fahrgästen nach Abs.1 zu überprüfen ist,

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Straftaten wel-
che selbstge-
rechte bzw. 
selbstsüchtige 
Charakterzüge 
offenbaren / ab-
straktes Vermö-
gensdelikt

§11 
Abs.3 
Nr.8 FeV

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Ist trotz der in der Anordnung 
vom … aufgelisteten Sachver-
halte/Tatsachen bei (Name) die 
besondere Verantwortung bei 
der Beförderung von Fahrgäs-
ten gewährleistet? 

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Antrag auf Be-
freiung vom 
Mindestalter 
(Klasse B / Be-
rufskraftfahrer-
ausbildung )

§11 
Abs.3 
Nr.2 FeV

Med.-psych. 
Gutachten

BfF Besitzt (Name) die erforderliche 
körperliche, geistige und cha-
rakterliche Reife zum Führen 
von Kraftfahrzeugen der Grup-
pe 1 / 2 ( ggf. innerhalb der Be-
rufskraftfahrerausbildung)

Auffälligkeiten bei der Prüfung 
nach § 18 Abs. 3 FeV

Schauen wir uns den § 18 Abs.3 FeV genau an, 
dann lesen wir hier Folgendes:
„… Stellt der Sachverständige oder Prüfer Tatsachen 
fest, die bei ihm Zweifel über die körperliche oder 
geistige Eignung des Bewerbers begründen, hat er der 
Fahrerlaubnisbehörde Mitteilung zu machen und den 
Bewerber hierüber zu unterrichten. …“

Inwieweit Bedenken an der körperlich-geistigen 
Eignung die Anordnung einer med.-psych. Be-

gutachtung rechtfertigen ergibt sich auch 
nicht aus der einschlägigen Kommentie-
rung. Dauer17 führt aus, dass hier ohne vorheri-
ges ärztliches Gutachten ein med.-psych. Gut-
achten angeordnet werden kann, wenn es sich 
dabei um „für die Eignung erhebliche Auffällig-
keiten“ handelt. 

In juris-PK findet sich zu § 11 in RN 73 Folgendes: 

„… Ebenso wie die Polizei nach §  2 Abs.  12 StVG ist 
auch der Sachverständige oder Prüfer bei der Durch-
führung der theoretischen oder praktischen Prüfung 
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nach § 18 Abs. 3 FeV verpflichtet, ihm bekannt gewor-
dene Zweifel an der körperlichen oder geistigen Eig-
nung des Bewerbers mitzuteilen. Handelt es sich um 
erhebliche Auffälligkeiten, kann die Fahrerlaubnisbe-
hörde zur weiteren Abklärung eine MPU anordnen …“

Anmerkung:
Erhebliche Auffälligkeiten bei zumeist wieder-
holten Fahrerlaubnisprüfungen sind nach Ein-
schätzung des mitteilenden Sachverständigen 

oder Prüfers nicht auf Ausbildungs- oder 
Fertigkeitsmängel zurückzuführen, die 
mit einer Verlängerung der Fahrausbil-

dung behoben werden könnten. In den 
BGLL wird im Kapitel 3.18 ausgeführt, was unter 
der Bezeichnung „erhebliche Auffälligkeiten“ im 
Zusammenhang mit Auffälligkeiten bei der 
Fahrerlaubnisprüfung zu verstehen ist, z.B. fal-
sche oder ausbleibende Reaktionen im Gefah-
renfalle, unzureichende optische Orientierung 
oder eine Beeinträchtigung der körperlichen Be-
weglichkeit, die das sichere Führen eines Fahr-
zeuges erheblich einschränkt und nicht auf man-
gelnde Fertigkeiten oder besondere Umstände 
(z.B. Prüfungsangst) zurückgeführt werden 
kann. Mit anderen Worten: Eine Auffälligkeit ist 
dann erheblich, wenn es sich um mehr als einen 
bloßen Formalverstoß handelt, der aufgrund de-
liktdynamischer Details nicht auf Augenblicks-
versagen bzw. ein isoliertes Fehlverhalten ver-
weist, sondern den Verdacht („Eignungszweifel“) 
auf ein situationsübergreifendes Gefahrenpo-

tenzial begründet. Von grundlegenden Leis-
tungsdefiziten ist auch dann auszugehen, 
wenn die Auffassungsgabe des Kraftfah-
rers, seine Konzentrationsfähigkeit, sein 

Reaktionsvermögen oder seine Selbstkont-

rolle ständig unter dem für ein sicheres und ver-
kehrsgerechtes Führen von Kraftfahrzeugen im 
Straßenverkehr erforderlichen Maß liegen (vgl. 
hierzu auch Bundesverfassungsgericht, Be-
schluss vom 20.06.2002, Az.: - 1 BvR 2062/96 -). 

Unter Bezugnahme auf die Rechtsnorm in der 
FeV bleibt jedoch festzuhalten, dass es an einer 
eindeutigen Anordnungsgrundlage für ein me-
dizinisch-psychologisches Gutachten fehlt. Dar-
aus lässt sich folglich keine Anwendung für die 
Praxis herauslesen. Inwieweit Auffälligkeiten al-
leine Rückschlüsse auf Bedenken hinsichtlich 
der psych.-phys. Leistungsfähigkeit begründen 
können wird zumindest schwierig. 

Andererseits ermöglichen die Ursachen für mehr-
faches Nichtbestehen einer praktischen Befähi-
gungsprüfung, zusammen mit einer genauen 
Darstellung dessen, was der Sachverständige oder 
Prüfer beobachtet hat, im Einzelfall durchaus eine 
schlüssige Begründung für Eignungszweifel.

Handlungsbedarf durch den Gestzgeber:

Diese Eignungszweifel werden im Regelfall je-
doch aufgrund der derzeit gültigen Rechts-
grundlagen zuerst zur Überprüfung durch eine 
ärztliche Begutachtung führen können und erst 
im Anschluss daran zur Überprüfung der psy-
cho-physischen Leistungsfähigkeit. Verhalten-
sauffälligkeiten die im Grunde zur Überprüfung 
der charakterlichen Eignung (z.B. aggressives 
Verhalten bzw. Probleme mit dem Einhalten von 
Verkehrsregelungen) führen müssten sind über 
die Regelung des § 18 Abs.3 FeV nicht abgedeckt 
und demzufolge auch nicht mitteilungsfähig. 

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Auffälligkeiten bei 
der Fahrerlaubnis-
prüfung

§11 
Abs.3 
Nr.3 FeV 

Med.-psych.  
Gutachten

BfF Kann der Untersuchte trotz 
der vom Sachverständigen 
oder Prüfer nach § 18 Abs. 3 
FeV mitgeteilten Auffälligkei-
ten (siehe Prüfungsunterla-
gen!) ein Kraftfahrzeug der 
Gruppe 1 sicher führen?
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Teil 4 - Überprüfung aufgrund einer Fahrprobe/Befähigungsprüfung 

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Auffälliges Fahr-
verhalten

§ 46 
Abs.4 
FeV

Befähi-
gungs-prü-
fung

AaSoP*17 Besitzt (Name) noch die nach 
§ 17 Absatz 1 FeV erforderli-
chen Fähigkeiten?

Ergänzung zum 
ärztlichen Gutach-
ten  

§ 11 
Abs.4 
Nr.1 FeV

Technisches 
Gutachten 
(Fahrprobe)

AaSoP Ist (Name) aufgrund der sich 
aus dem Gutachten vom … 
ergebenden Bedenken noch 
in der Lage ein (Kraft-)fahr-
zeug der Klasse … sicher zu 
führen?

Behinderungen 
des Bewegungs-
apparates, um 
festzustellen, ob 
der Behinderte 
das Fahrzeug mit 
den erforderlichen 
besonderen tech-
nischen Hilfsmit-
teln sicher führen 
kann

§ 11 
Abs.4 
Nr.2 FeV

Technisches 
Gutachten 
(Fahrprobe)

AaSoP Ist (Name) aufgrund der Ein-
schränkungen des Bewe-
gungsapparates noch in der 
Lage ein (Kraft-)fahrzeug der 
Klasse … sicher zu führen?

Neuerteilungsver-
fahren

§ 20 
Abs.2 
FeV

Befähi-
gungs-prü-
fung

AaSoP Besitzt (Name) noch die nach 
§ 16 Absatz 1 (theoretischen)  
und
§ 17 Absatz 1 (praktischen) 
erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten?

*17Amtlich anerkannter Sachverständiger oder Prüfer

Teil 5 – Überprüfung der 
psychophysischen 
Leistungsfähigkeit

Vorbemerkung:

Die Überprüfung der psycho-physischen Leis-
tungsfähigkeit ist aktuell nur im Anschluss an 

ein ärztliches Gutachten nach § 11 Abs.1 
oder Abs.2 FeV oder innerhalb einer 
med.-psych. Begutachtung möglich. 
Bei speziellen Erkrankungen (z.B. MS, 
ADHS ) ist gemäß den Vorschriften in den 
BGLL zusätzlich eine Überprüfung des psy-
chophysischen Leistungsvermögens erforder-
lich. 
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Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Bedenken 
an der psy-
cho-physi-
schen 
Leistungsfä-
higkeit

§ 11 
Abs.3 
Satz1 
FeV

Med.-psy-
chol. Gut-
achten

BfF Liegt bei (Name) aufgrund von ( z.B. 
Dauerbehandlung mit Arzneimitteln) 
die erforderliche psycho-physische 
Leistungsfähigkeit zum sicheren Füh-
ren eines (Kraft-) fahrzeugs (FE-Klasse/ 
Art des Fahrzeuges) vor?
Dabei ist ggf. durch eine Fahrverhal-
tensbeobachtung zu prüfen ob die 
Möglichkeit einer Kompensation gege-
ben oder ggf. ausgeschlossen ist.
und
Ist eine Nachuntersuchung der psy-
cho-physischen Leistungsfähigkeit not-
wendig? Wenn ja, warum und in 
welchen zeitlichen Abständen?

Teil 6 – Arzneimittelmissbrauch/-Abhängigkeit

Tatbestand Rechts-
norm

Art Gut-
achten

Gut-
achter

Fragestellung

Arzneimittel wer-
den (alternativ) zu 
Drogen ohne Ver-
schreibung kon-
sumiert

§14 
Abs.2 
S.2 FeV

Med.-
psych. 
Gutachten

BfF Ist bei (Name) zukünftig von einer 
stabilen Abstinenz von psychoaktiv 
wirkenden Stoffen auszugehen ?
und
Liegen aufgrund des bisherigen Kon-
sums von Arzneimitteln Beeinträchti-
gungen vor, die das sichere Führen 
eines (Kraft-) fahrzeuges der Klasse …
grundsätzlich in Frage stellen?   

Arzneimittel wer-
den nicht bestim-
mungsgemäß 
entsprechend ei-
ner bestehenden 
Verschreibung 
konsumiert

§11 
Abs.3 
Satz 1 
FeV*18

Anlage 
4 Nr.9.4

Med.-
psych. 
Gutachten

BfF Ist bei (Name) zukünftig von einer 
bestimmungsgemäßen Einnahme 
(Adhärenz) der verschriebenen Arz-
neimittel auszugehen?
und
Liegen aufgrund des bisherigen 
nicht bestimmungsgemäßen Kon-
sums von Arzneimitteln Beeinträch-
tigungen vor, die das sichere Führen 
eines (Kraft-)fahrzeuges der Klasse 
…grundsätzlich in Frage stellen?   

Abhängigkeit bei 
bestimmungsge-
mäßem Gebrauch 
eines betäu-
bungsmittelhalti-
gen Arzneimittels 

Anlage 
4 
Nr.9.5

Med.-
psych. 
Gutachten

BfF Siehe hierzu VGH München 11 CS 
19.1210 vom 05.07.2019

*18Im Regelfall sollte aufgrund der Erkrankung im Vorfeld ein ärztliches Gutachten vorliegen, anderenfalls erfolgt die Anord-
nung über § 14 Abs.2 Nr.1 FeV, da es ohne ärztliches Gutachten in der Regel zum Entzug kommt, da aufgrund eines mangeln-
den Abstinenznachweises die Anordnung eines ärztlichen Gutachtens erst einmal entfallen dürfte.
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Teil 7 – Erkrankungen

Vorbemerkungen:

Folgt man der Rechtsprechung ist die Verwal-
tungsbehörde gehalten die Anordnung des Gut-
achtens an einer konkreten Krankheit - mög-
lichst nach Anlage 4 zur FeV – festzumachen18. 
Die ist jedoch nicht immer möglich, zum einen 
liegen einer Anordnung nur Verhaltensauffällig-
keiten, Symptomatiken oder die Kenntnis über 
Medikationen zugrunde, wenn sich die Betroffe-
nen nicht kooperativ zeigen19. Daher muss man 
die Festlegung der Fragestellung systematisie-
ren und von der Basis der bekannten Tatsachen 
abhängig machen.

Das BVerwG20 hat dazu Folgendes ausgeführt:

„…Im Übrigen hat die Beschwerde den Umstand außer 
Acht gelassen, dass sich sowohl die im genannten Er-
lass als auch in den „Begutachtungsleitlinien “ formu-
lierten Fragestellungen nicht als feste Vorgaben, son-
dern ausdrücklich nur als Empfehlungen verstehen 
(vgl. Nr. 2.6 des Erlasses „Empfehlung für die behörd-
lichen Fragestellungen im ärztlichen bzw. medizi-
nisch-psychologischen Gutachten nach § 11    VI FeV“ 
sowie S. 58 der „Beurteilungskriterien“: „Empfehlung 

für einen einheitlichen Katalog von Fragestellungen“). 
Abgesehen davon sehen auch diese Empfehlungen im 
Zusammenhang mit der Anforderung eines ärztlichen 
Gutachtens nach § 11  II FeV nach dem Wort „ Erkran-
kung“ einen Klammerzusatz vor, so dass offensichtlich 
konkretisierende Hinweise zu den in Betracht kom-
menden Krankheiten gemacht werden sollen (zwei-
felnd, ob die „Musterfragen“ den Anforderungen an 
eine hinreichende Eingrenzung des Untersuchungs-
themas genügen, auch Dauer in Hentschel/König/
Dauer, Straßenverkehrsrecht, 42.  Aufl. 2013, 
§ 11 FeV Rn. 42). …“

Zur Eingrenzung der Tatbestände nach 
Anlage 4 führte der VGH München21 aus:

„… Das Verwaltungsgericht hat die Fragestellung zu 
Recht auch ohne nähere Bezeichnung der in Betracht 
kommenden psychischen Erkrankung(en) als den Be-
stimmtheitsanforderungen des § 11 Abs. 6 Satz 1 FeV 
genügend erachtet. Die maßgebenden Umstände des 
Einzelfalls erfordern nicht in jedem Fall die Angabe der 
entsprechenden Nummer oder Unternummer der An-
lage 4. Dies kann insbesondere dann entbehrlich sein, 
wenn sich die vom Gutachter zu klärende Frage mit 
hinreichender Deutlichkeit den Gründen entnehmen 
lässt, mit denen die Behörde ihre Eignungsbedenken 
dargelegt hat (BVerwG, B.v. 5.2.2015 – 3 B 16.14 ..:“

Tatbestand Rechts
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Diagnosti-
zierte eig-
nungsrele-
vante 
Erkrankung 
nach Anla-
ge 4

§ 11 
Abs.2 
FeV i.V.m.
Anlage 4

Ärztliches 
Gutachten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärztin 
einer BfF

Erfüllt (Name) aufgrund der diag-
nostizierten eignungsrelevanten Er-
krankung (hier:____) und der damit 
in Verbindung stehenden Dauer-
medikation (Name des „Arzneimit-
tels) die nach Anlage 4 Nr. __ die 
Fahreignung in Frage stellt, die 
Voraussetzungen zum sicheren 
Führen eines (Kraft-)fahrzeuges der 
Klasse …?
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Tatbestand Rechts
norm

Art Gut-
achten

Gutachter Fragestellung

Diagnosti-
zierte Er-
krankung 
die nicht in 
Anlage 4 
aufgeführt 
ist

§ 11 
Abs.2 
FeV i.V.m.
Anlage 4

Ärztliches 
Gutachten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärztin 
einer BfF

Erfüllt (Name) aufgrund der diag-
nostizierten eignungsrelevanten Er-
krankung (hier:____) und der damit 
in Verbindung stehenden Dauer-
medikation (Name des „Arzneimit-
tels) aufgrund der in der 
Anordnung vom … dargelegten 
Eignungsbedenken die Voraus-
setzungen zum sicheren Führen ei-
nes (Kraft-)fahrzeuges der Klasse 
…?
Und*19

Multimorbi-
dität/Poli-
medikation

§ 11 
Abs.2 
FeV i.V.m.
Anlage 4

Ärztliches 
Gutach-
ten*18

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärztin 
einer BfF

Erfüllt (Name) aufgrund der diag-
nostizierten Erkrankungen 
(hier:____) und der damit in Verbin-
dung stehenden Medikationen 
(Name der Arzneimittel) die Voraus-
setzungen zum sicheren Führen ei-
nes (Kraft-) fahrzeuges der Klasse 
…? 

oder (z.B. bei psychiatrischen Er-
krankungen) 

Erfüllt (Name) aufgrund der diag-
nostizierten Erkrankungen 
(hier:____) und der damit in Verbin-
dung stehenden Medikationen 
(Name der Arzneimittel) i.V.m. der 
vorangehenden Begutachtung (Er-
krankung angeben) die Vorausset-
zungen zum sicheren Führen eines 
(Kraft-) fahrzeuges der Klasse …?

Es liegen 
Erkenntnis-
se vor, die 
Eignungs-
bedenken-
den 
auslösen, 
können 
aber auf-
grund man-
gelnder 
Mitwir-
kungspflicht 
nicht näher 
eingegrenzt 
werden.*20 

§ 11 
Abs.2 
FeV 

Ärztliches 
Gutachten

FA/FAin 
oder 
Arzt/Ärztin 
einer BfF

Sind die aktenkundigen Erkenntnis-
se über (Name) auf eine Gesund-
heitsstörung/Erkrankung bzw. ein 
Mangel in einer Art und Ausprä-
gung zurückzuführen, welche die 
Fahreignung in Frage stellt? 

Ist (Name) in der Lage, den Anfor-
derungen zum Führen von (Kraft-)
fahrzeugen der Klasse … gerecht zu 
werden?
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*18Zur Frage, welche Gutachter in speziellen Krankheitskombinationen durch die Fahrerlaubnisbehörde in Anspruch genom-
men werden können, finden sich in einer aktuellen Entscheidung des VGH München22 umfangreiche Ausführungen. (Siehe 
hierzu auch Nr.2.7 der Begutachtungsleitlinien- Kumulierte Auffälligkeiten) 
*19Der Komplex der „Fragestellung“ beinhaltet zum einen die konkrete Frage nach der Eignung im Zusammenhang mit einer be-
kannten Krankheit, bzw. bekannten Symptomatiken die auf Eignungsprobleme hinweisen. Dies stellt die Grundfragestellung dar.

Ergänzend zeigt die Erfahrung mit ärztlichen Gutachten, dass weitergehende Inhalte erfragt werden sollten, um eine an-
schließend erforderliche Auflagenverfügung dem Einzelfall entsprechend formulieren zu können (ergänzende (!) Fragestel-
lungen oder Hinweise an den Gutachter im Schriftsatz der Fahrerlaubnisbehörde) :

•  Auflagen und/oder Beschränkungen und der damit verbundenen Einzelfallbegründetheit. 
•  zeitliche Abstände von Auflagen 
•  Dauer der Auflagen
•  konkrete Angaben was konkret bei Auflagen kontrolliert bzw. attestiert werden soll 
•  wem sind die damit in Verbindung stehenden Unterlagen vorzulegen 
•  Nachbegutachtung i.S.d. Anlage 4a zur FeV
•  Frage nach der Überprüfung der psycho-physischen Leistungsfähigkeit 
•  Frage nach dem Erfordernis eines technischen Gutachtens eines aaSoP bei Bewegungseinschränkungen 

*20Kommen die Betroffenen Ihrer Mitwirkungspflicht nicht nach und können demzufolge die Auffälligkeiten gesundheitlich 
nicht näher eingegrenzt werden, bleiben der Verwaltungsbehörde nur zwei Möglichkeiten. Entweder wird die Fahrerlaubnis 
aufgrund mangelnder Mitwirkungspflicht entzogen oder alternativ ein ärztliches Gutachten entgegen der Auffassung des 
BVerwG23 (kein allgemeines Ausfragen) angeordnet.24

Aufgrund der sehr unterschiedlichen Qualifika-
tion der entsprechend § 11 Abs.2 FeV zulässigen 
Fachärzt(innen) mit verkehrsmedizinischer 
Qualifikation haben sich ergänzende Hinweise 
als sinnvoll erwiesen:

Beim Einsatz von Testverfahren oder Drogen-
screenings sind die Voraussetzungen der Beur-
teilungskriterien in den Methodenkapiteln C3 
und C4 (4. Aufl. der BK, Nov 2022) zugrunde zu 
legen bzw. anzuführen, dass bei dem festgestell-
ten Krankheitsbild ergänzend die Überprüfung 
der psycho-physischen Leistungsfähigkeit er-
forderlich ist.

Abschlussbemerkung

Wie bereits einleitend angemerkt handelt es 
sich bei den o.a. Ausführungen nur um Empfeh-
lungen, die perspektivisch gesehen sicherlich 
regelmäßigen Anpassungen unterliegen wer-
den. Gerne berücksichtigen die Autoren dabei 
auch jegliche Anmerkungen, Kritiken und Er-

gänzungen, die in folgenden Versionen Berück-
sichtigung finden sollen. Diese bitte an fahrer-
laubnisrecht@gmx.de senden.  §§

Die Autoren: Volker Kalus ist seit 1997 
Dozent für Fahrerlaubnis- und Perso-
nenbeförderungsrecht. Zudem ist er 
Autor und Mitautor zahlreicher Fach-
bücher und Publikationen, insbesondere im Fahr-
erlaubnisrecht.

Dr. Thomas Wagner ist als verkehrspychologi-
scher Gutachter Fachbereichsleiter der 
Begutachtungsstelle DEKRA e.V. Dres-
den und Vizepräsident der DGVP.
Er ist Autor und Mitautor zahlreicher 
Fachbücher und Publikationen, insbe-
sondere im Bereich der Fahreignungs-
begutachtung. 
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Vorschau
Vorschau (Änderungen vorbehalten)

 • Verwaltungsrechtliches Überprüfungs-
verfahren; Ergänzung „Cannabis“

 • Ausnahmen Brauchtumsveranstaltung 
und Altmaterialsammlung

Ihre Fragen bitte!
Sie haben Fragen zu den Beiträgen des 
VERKEHRSDIENSTES oder möchten
ein Thema vorschlagen? Ihr Anliegen 
interessiert mit Sicherheit auch andere Leser. 
Wir greifen Ihre Fragen gerne auf: 
redaktion.verkehrsdienst@tecvia.com
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